
REPUBLIK OSTERREICH 

BU N DES M I NISTE R I U M 

FOR LANDESVERTEIDIGUNG 

GZ 10.00114-1.7/95 
Entwmf eines Bundesgesetzes, mit dem das Beamten­
Dienstrechtsgesetz 1979 (BDG-Novelle 1995), das 
Gehaltsgesetz 1956, das Ve11ragsbedienstetenge-
setz 1948, die Reisegebührenvorschrift 1955, das 
Bundes-Personalvertretungsgesetz und das Richter­
dienstgesetz geändert werden; 

Stellungnahme 

An das 

Präsidium des Nationah·ates 

Parlament 

1017 Wien 

jl5!S\-) - /l /\ I H� 

�\J\.A f:. /2 qy 

Sachbearbei ter 
R Dr. Fender 
Tel.-Nr.: 515 95/2449 
Fax.-Nr.: 515 95/3270 

Das Bundesministetium für Landesverteidigung beeru1 sich in der Anlage 

25 Ausfel1igungen der ho. Stellungnahme zu dem vom Bundeskanzleramt 

versendeten Entwwf emes Blli1desgesetzes, mit dem das Beamten­

Dienstrechtsgesetz 1979 (BDG- 1979), das Gehaltsgesetz 1956, das 

Vertragsbedienstetengesetz 1948, die Reisegebührenvorschrift 1955, das Bundes­

Personalvertretungsgesetz und das Richterdienstgesetz geändert werden, zu 

übermitteln. 

25 Beilagen 

Für die Richtigkeit 
der Ausfe11igung: 

.ÄJJ// 

7530-0-120-0371 
BMlV R 119 

20. Februar 1995 
Für den Bundesminister: 

S c hli f e l n e r  
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REPUBLIK OSTERREICH 

BUNDESMINISTERIUM 

FlJR LANDESVERTEIDIGUNG 

GZ 10.001/4-1. 7/95 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Beamten­
Dienstrechtsgesetz 1979 (BDG-Novelle 1995), das 
Geha1tsgesetz 1956, das VertTagsbedienstetenge-
setz 1948, die Reisegebührenvorschrift 1955, das 
Bundes-Personalvertretungsgesetz und das Richter­
dienstgesetz geändert werden; 

Stellungnahme 

An das 

Bundeskanzleramt 

Ballhausplatz 2 

1014 Wien 

Sachbearbeiter 
R Dr. Fender 
Tel.-Nr.: 515 95/2449 
Fax.-Nr.: 515 95/3270 

Zu dem mit der do. Note vom 18. Jänner 1995, GZ 92 1. 785/l-II/AJI/b/95, 

übermittelten Enhvurf emes Bundesgesetzes, mit dem das Beamten­

Dienstrechtsgesetz 1979 (BDG-Novelle 1995), das Gehaltsgesetz 1956, das 

Vertragsbedienstetengesetz 1948, die Reisegebülu'envorschrift 1955, das Bundes­

Personalveltretungsgesetz und das Richterdienstgesetz geändelt werden, nimmt das 

Bundesministerium für Landesvelteidigung wie folgt Stellung: 

A) Zu AItikel I (Änderungen des BDG 1979): 

7S:l() () I]U O�i7; 
Pelv\! V R li 9 

1. Zu Z 2 (§ 151 Abs. 4 BDG 1979): 

Gemäß geltender Rechtslage hat die Dienstbehörde die Möglichkeit, eine 
'Militärperson auf Zeit, die sich im Status der Dienstunfahigkeit befindet, 
entweder gemäß § 151 Abs.3 Z 1 BDG 1979 im Dienstverhältnis zu 

belassen oder diesen Bediensteten gemäß � 151 Abs . 4 Z 1 leg. eit. zu 

kündigen. 
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Mit dem im Entwurf vorliegenden § 151 Abs. 4 würde nunmehr die 

Möglichkeit entfallen, eine M ilitälperson auf Zeit wegen eines auf Grund 

eines militärärztlichen Gutachtens festgestellten Mangels zu kündigen. 

Das Bundesministerium für Landesvelieidigung lehnt den Entfall dieser 

BestÜmnung ab und tritt für die Beibehaltung dieser in § 15 1 Abs. 4 Z 1 

BDG 1979 idgF enthaltenen Kündigungsmöglichkeit eill 

Die Beibehaltung der gegenständlichen Kündigungsbestirmnung erscheint 

deshalb notwendig, da solche Fälle beispielsweise Leistungssportier 

betreffen, die wegen eines geringfügigen körperlichen Mangels - etwa auf 

Grund eines Sportunfalles zu der spezifischen Dienstleistung als 

Leistungssportier nicht mehr fähig sind. Eine Velwendung auf anderen 

militärischen Positionen ist mangels entsprechender Ausbildung de facto 

nicht möglich. Soziale Härten sind im Falle einer Kündigung gemäß § 151 

Abs. 4 Z 1 idgF dann nicht gegeben, wenn z\var nicht dieser 

Leistungssp011, zu dessen Ausübung sich die betreffende Person (zeitlich 

befristet) verpflichtet hat, jedoch nahezu jede andere (zivile) berufliche 

Tätigkeit ausgeübt werden kann. 

Auch erscheint der ho. Standpunkt im Hinblick auf die Bestimmungen des 

§ 10 Abs.4 Z 2 BDG 1979, wonach eine Kündigung im provisorischen 

Dienstverhältnis wegen des Mangels der körperlich und geistigen Eignung 

und des § 175 Abs. 8 Z 1 BDG 1979, wonach die Kündigung eines zeitlich 

befristeten Dienstverhältnis eines Universitätsassistenten wegen des 

Mangels der kÖlperlich und geistigen EignWlg möglich ist, auch im Sinne 

einer Gleichbehandlung der Militärpersonen auf Zeit mit den oben 

genannten Personengruppen als erforderlich. Nach 110. Auffassung hätte 

daher Art. I Z 2 des gegenständlichen Entwurfes zu entfallen. 

2. Zu Z 16 (§ 274 a BDG 1979): 

Diese im Entwmf vorliegende Bestimmung sieht vor, dem Bundeskanzler 

und dem Bundesminister für Finanzen einen lesenden Zugriff auf 

automatisationsunterstützt verarbeitete dienstrechtliche Daten zu schaffen. 

Sofern zur \Vahrnehmung der dem Bundeskanzler und dem Bundesminister 

für Finanzen gesetzlich übertragenen Aufgaben (Mitwirkung in ge'wissen 
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Einzelpersonalangelegenheiten) eine spezifische rechtliche Ermächtigung 

zur Datenübennittlung für w1abdingbar erachtet wird, bedürfte eine 

diesbezügliche Bestimmung eine den Kriterien des Datenschutzgesetzes 

entsprechenden Ausgestaltw1g. Neben der genauen Angabe der zur 
Übermittlung von Daten verpflichteten sowie der zum Empfang 

berechtigten Stellen wäre es daher insbesondere erforderlich festzulegen, 

welche Einzeldaten konkret von der Datenübennittlung umfaßt sein und zu 
welchem Zweck die Daten übennittelt werden sollen. Die im Entwurf 

vorgesehene Regelung entspricht jedenfalls nicht diesen Kriterien und wäre 

daher entweder zu streichen oder entsprechend zu ergänzen. 

3. Über die Bestimmungen des Alt. I des gegenständlichen Entwurfes 

hinausgehend ersucht das ho. RessOlt um folgende Novelliemng der Z 51.3 

der Anlage I zum BDG 1979: 

Um die Verwendung von Bediensteten in der Verwendungsgruppe P 2 als 

Mwü60nsfacharbeiter und Vorarbeiter zu ennöglichen, ist es notwendig, 

die Anwendung der für Bedienstete der Verwendungsgruppe A 4 

festgelegten Bestimmungen für Munitionsfacharbeiter (Z 4.12) und 

Vorarbeiter (Z 4.16) für Bedienstete der Velwendungsgmppe P 2 in 

Verbindung mit § 13 des Veltragsbedienstetengesetzes 1948, BGBl. 

Nr. 8611948, zu ermöglichen. In der Anlage 1 Z 51.3 zum EDG 1979 

wäre daher das Zitat "4.13, 4.14 und 4.15" durch das Zitat "4.12 bis 

4.16" zu ersetzen. 

B) Zu Artikel I I  (Ändemngen des Gehaltsgesetzes 1956): 

1. Zu Z 1 (§ 157 a): 

Auf die entsprechenden Ausführungen zu Alt. I Z 16 wird hingewiesen. 

2. Über die Bestimmungen des Art. 1I des gegenständlichen Entwmfes 

hinausgehend ersucht das ho. Ressort um folgende Novelliemng des § 16 

Abs. 8 des Gehaltsgesetzes 1956: 

Es wird ersucht, den § 16 Abs. 8 des GehaItsgesetzes 1956 dahingehend zu 

ergänzen, daß auch die Teilnahme an einer Grundausbildung nach §§ 24 ff 

15/SN-11/ME XIX. GP - Stellungnahme zu Entwurf (gescanntes Original)4 von 6

www.parlament.gv.at



- 4 -

BDG 1979 weder emen Anspruch auf Freizeitausgleich noch emen 

Anspruch auf Überstundenvergütung begründet . 

Da eine große Zahl von Bediensteten des ho. Ressorts - insbesondere im 

militärischen Bereich - Grundausbildungen zu durchlaufen hat, deren 

zeitliche Belastung die Grundausbildung anderer Venvendungsgruppen 

weit übersteigt, flilut dies zu einer hohen Belastung des ho. RessOlts auf 
Grund der entweder fmanziell oder in Freizeitausgleich abzugeltenden 

Überstunden. Durch die vorgeschlagene Regelung kÖlmte ein massiver 

Einsparungseffekt erzielt werden. /n diesem Sinn könnte § 16 Abs. 8 etwa 

wie folgt lauten: 

"(8) Zeitliche MehJbelastungen im Ralunen der Gmndausbildung 

gemäß § 24 ff BDG 1979 begründen ebenso wie die Teilna1mle an 
Empfangen und gesellschaftlichen Veranstaltungen, auch wenn sie 

dienstlich nonvendig ist, weder einen A.lISpmch auf Freizeitausgleich noch 

einen Anspmch auf Überstundenvergütung. " 

C) Zu Artikel III (Änderung des Vertragsbedienstetengesetzes ] 948): 

Zu Z 4 (§ 75 a): 

Auf die entsprechenden Ausfüruungen zu Art. I Z 16 wird hingewiesen. 

D) Zu Artikel IV (Änderung der ReisegebÜhrenvorschrift 1955): 

Zu Z 1 (§ 18 Abs. 3): 

Im gegenständlichen Ent\vurf wird festgelegt, daß im § 18 Abs. 3 Z 3 der 

Reisegebührenvorscru·ift 1955 nach der WOltfolge "angemessene Unterkunft" 

die Worte "bei einem privaten Zimmervelmieter oder" eingefügt werden, da 

sich die derzeitige Umschreibwlg als zu eng elwiesen habe, weil der geltende 

§ 18 Abs. 3 Z 3 lediglich gewerbliche Beherbemngsbetriebe umfaßt. 

Seitens des ho. Ressorts wird festgestellt, daß mit der bisherigen 

Gesetzesbestimmung durchaus das Auslangen gefunden werden kann. Da diese 
Bestimmung erst mit der Novelle BGBL Nr. 665/1994 eingefühlt wurde, sollte aus 
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grundsätzlichen Überlegungen nach ho. Ansicht zumindest eme 

Beobachtungsphase von etwa zwei Jahren verstreichen, bevor eine Bestimmung 

neuerlich novellier t wird. 

Dem Präsidium des Nationalrates wurden 25 Kopien dieser Stellungnahme 

übennittelt. 

Für die Richtigkeit 
der Ausfeliigung: 

4ßJ1(/ 

20. Februar 1995 
Für den Bundesminister: 

Sc h l i f e l n e r  
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